
 

  

S 17 RA 3902/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Klage gegen Versorgungsträger wegen

Rentenhöhe unzulässig, keine Änderung
vor dem 30. April 1999 bestandskräftig
gewordener Überführungsbescheide

Leitsätze -
Normenkette Art. 11 2. AAÜG-ÄndG

1. Instanz

Aktenzeichen S 17 RA 3902/02
Datum 05.08.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 RA 88/03
Datum 09.02.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 5. August 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch
im Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten die Ã�nderung von Feststellungebescheiden
(Entgeltbescheiden) im Sinne von Â§ 8 AAÃ�G sowie eine Rentennachzahlung nebst
Zinsen.

Der 1939 geborene KlÃ¤ger bezog seit dem 1. Juni 1988 eine Invalidenrente nach
dem Recht der DDR, die spÃ¤ter als ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente fortgefÃ¼hrt wurde.
Seit dem 1. Juni 1999 bezieht der KlÃ¤ger Altersrente (Rentenbescheid vom 2.
August 1999, monatlicher Zahlbetrag anfangs 2.220,30 DM).

Mit Ã�berfÃ¼hrungsbescheid vom 10. April 1995 stellte die Beklagte nach
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MaÃ�gabe der seinerzeitigen Fassung des AAÃ�G vom KlÃ¤ger in
Zusatzversorgungssystemen zurÃ¼ckgelegte ZeitrÃ¤ume und erzielte Entgelte fest.
Die Entgelte waren zeitweise begrenzt auf die Werte der Anlagen 5 und 8 zum
AAÃ�G.

Auf einen Ã�berprÃ¼fungsantrag des KlÃ¤gers erlieÃ� die Beklagte am 19. Oktober
1996 auf Grundlage der bis Ende 1996 geltenden Rechtslage einen weiteren
Ã�berfÃ¼hrungsbescheid, worin u.a. die Zeit vom 1. September 1968 bis zum 30.
April 1969 nicht als BeschÃ¤ftigungszeit mit Zusatzversorgung erfasst wurde.

Nach Inkrafttreten des ersten AAÃ�G-Ã�nderungsgesetzes (1. Januar 1997) erging
am 11. Februar 1997 ein Ã�berfÃ¼hrungsbescheid, mit dem fÃ¼r die festgestellten
Entgelte nur noch auf die allgemeine Beitragsbemessungsgrenze hingewiesen
wurde und frÃ¼here besondere Entgeltbegrenzungen entfielen.

Die genannten Ã�berfÃ¼hrungsbescheide wurden bestandskrÃ¤ftig.

Mit Schreiben an die Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte vom 28.
September 2000 ("Betrifft: Altersrente") beantragte der KlÃ¤ger die Neubewertung
seiner Rente. Die Beklagte wertete dies als Antrag auf RÃ¼cknahme des
Entgeltbegrenzungen nach Â§ 6 Abs. 2 und 3 AAÃ�G a.F. enthaltenden Bescheides
vom 29. Oktober 1996. Mit Bescheid vom 8. Januar 2002 (Datumsangabe irrig 8.
Februar) lehnte die Beklagte diesen Antrag ab. Der Bescheid sei am Tage der
VerkÃ¼ndung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 28. April 1999
bereits unanfechtbar gewesen. Mit Art. 11 des zweiten AAÃ�G-Ã�nderungsgesetzes
habe der Gesetzgeber aber festgelegt, dass eine rÃ¼ckwirkende Ã�nderung
bestandskrÃ¤ftiger Bescheide nicht in Betracht komme. Eine Ã�nderung fÃ¼r die
Zukunft (ab 1. Mai 1997) entfalle, weil die gesetzliche Neuregelung im zweiten
AAÃ�G-Ã�nderungsgesetz derjenigen entspreche, die im Falle des KlÃ¤gers schon
mit dem Bescheid vom 11. Februar 1997 fÃ¼r LeistungszeitrÃ¤ume ab 1. Januar
1997 Anwendung gefunden habe.

Am 21. Januar 2002 legte der KlÃ¤ger hiergegen Widerspruch ein. Er begehre die
RÃ¼cknahme des Bescheides vom 29. Oktober 1996. Immerhin beruhe dieser
Bescheid auf einer Norm, die vom Bundesverfassungsgericht fÃ¼r nichtig erklÃ¤rt
worden sei.

Den Widerspruch wies die Beklagte mit Bescheid vom 17. April 2002 zurÃ¼ck. Zur
BegrÃ¼ndung heiÃ�t es in diesem Widerspruchsbescheid im Wesentlichen: Mit
bestandkrÃ¤ftigem Bescheid vom 10. April 1995 seien erstmals Zeiten der
ZugehÃ¶rigkeit zu den Zusatzversorgungssystemen Nr. 19 und Nr. 21
(hauptamtliche Mitarbeiter des Staatsapparates bzw. gesellschaftlicher
Organisationen) festgestellt worden. Nach Art. 11 des zweiten AAÃ�G-
Ã�nderungsgesetzes blieben aber unanfechtbar gewordene Feststellungsbescheide
bindend. Der bestandkrÃ¤ftige Bescheid vom 29. Oktober 1996 habe die
Bindungswirkung des Bescheides vom 10. April 1995 nicht aufgehoben, sondern
diesen nur geÃ¤ndert.
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Gegen den ihm in S zugestellten Widerspruchsbescheid hat der KlÃ¤ger am 8. Juni
2002 Klage erhoben. Ziel der Klage sei es, die Reduzierung der Entgeltpunkte
aufzuheben und eine Nachzahlung der rechtswidrig vorenthaltenen Summe nebst
Zinsen zu erreichen.

Das Sozialgericht Berlin hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 5. August 2003,
dem KlÃ¤ger zugestellt am 14. August 2003 in S, abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung
hat das Sozialgericht ausgefÃ¼hrt: Die Klage sei nicht zulÃ¤ssig, soweit der KlÃ¤ger
AnsprÃ¼che verfolge, die auf eine gÃ¼nstigere Rentenwertfestsetzung fÃ¼r
zurÃ¼ckliegende ZeitrÃ¤ume zielten, denn dies kÃ¶nne er nicht im Verfahren
gegen den ZusatzversorgungstrÃ¤ger durchsetzen. Seine AnsprÃ¼che mÃ¼sse er
gegenÃ¼ber dem RentenversicherungstrÃ¤ger verfolgen, der allein fÃ¼r die HÃ¶he
der Rente zustÃ¤ndig sei, wÃ¤hrend es dem ZusatzversorgungstrÃ¤ger nur obliege,
einzelne Daten festzustellen, auf deren Grundlage spÃ¤ter die Rente berechnet
werden kÃ¶nne. Die Klage sei im Ã�brigen unbegrÃ¼ndet, denn der beklagte
ZusatzversorgungstrÃ¤ger sei nicht verpflichtet, die bestandskrÃ¤ftigen
Ã�berfÃ¼hrungsbescheide vom 10. April 1995 und 29. Oktober 1996 zu Ã¤ndern.
Zwar beruhten diese mit Â§ 6 Abs. 2 AAÃ�G a.F. auf einer fÃ¼r verfassungswidrig
erklÃ¤rten Norm, doch komme eine Ã�nderung nicht in Betracht, weil der
Gesetzgeber dies durch Art. 11 des zweiten AAÃ�G-Ã�nderungsgesetzes fÃ¼r die
Vergangenheit ausdrÃ¼cklich ausgeschlossen habe.

Mit der am 28. Oktober 2003 eingelegten Berufung verfolgt der KlÃ¤ger sein
Begehren weiter. Es sei nicht nachvollziehbar, warum Bescheide Bestand haben
sollten, die auf einer fÃ¼r verfassungswidrig erklÃ¤rten Norm beruhten.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 5. August 2003 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 8. Januar 2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 17. April 2002 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, die Ã�berfÃ¼hrungsbescheide vom 10. April 1995 und vom 19. Oktober
1996 zu Ã¤ndern und die Entgelte ohne besondere Begrenzung festzustellen sowie
eine Rentennachzahlung nebst Zinsen zu leisten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt den mit der Berufung angegriffenen Gerichtsbescheid fÃ¼r zutreffend.

Die Beteiligten haben sich schriftlich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird im Ã�brigen auf
den Inhalt der Gerichtsakte sowie der Rentenakten der Beklagten (2 BÃ¤nde) Bezug
genommen, der, soweit wesentlich, Gegenstand der Entscheidungsfindung war.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht durfte gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
entscheiden, weil die Beteiligten sich hiermit schriftlich einverstanden erklÃ¤rt
haben.

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, hat aber keinen Erfolg.

Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der KlÃ¤ger hat keinen
Anspruch auf Ã�nderung der ergangenen Feststellungebescheide. Der Bescheid der
Beklagten vom 8. Februar 2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 17.
April 2002 beurteilt die Sach- und Rechtslage zutreffend und verletzt den KlÃ¤ger
nicht in seinen Rechten.

Soweit der KlÃ¤ger eine Rentennachzahlung begehrt, ist seine Klage, wie das
Sozialgericht zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, unzulÃ¤ssig. Nach Â§ 54 Abs. 1 Satz 2
SGG ist die Klage nÃ¤mlich nur zulÃ¤ssig, wenn der KlÃ¤ger geltend machen kann,
durch einen Verwaltungsakt oder durch die Ablehnung oder Unterlassung eines
Verwaltungsaktes beschwert zu sein. DafÃ¼r muss nach dem von dem KlÃ¤ger
behaupteten Sachverhalt zumindest die MÃ¶glichkeit bestehen, dass er in einem
subjektiv-Ã¶ffentlichen Recht, das es in der Rechtsordnung wirklich gibt und das
ihm mÃ¶glicherweise zusteht, durch den Verwaltungsakt verletzt worden ist
(Bundessozialgericht, Urteil vom 18. Juli 1996, 4 RA 7/95, SozR 3-8570 Â§ 8 Nr. 2;
Urteil des Senats vom 13. Oktober 2005, L 4 RA 110/04). Daran fehlt es hier.

Der KlÃ¤ger will im Ergebnis auch erreichen, dass die Beklagte in ihrer Eigenschaft
als VersorgungstrÃ¤ger ihm durch einen anderen Inhalt der streitbefangenen
Verwaltungsakte eine hÃ¶here Altersrente gewÃ¤hrt. Ein solcher Anspruch gegen
den VersorgungstrÃ¤ger ist jedoch in der Rechtsordnung nicht vorgesehen. Das
Bundessozialgericht, dem sich der Senat anschlieÃ�t, hat wiederholt entschieden,
dass nach Â§ 8 Abs. 1 AAÃ�G der VersorgungstrÃ¤ger als insoweit besonders
sachkundige BehÃ¶rde in einem der Rentenfeststellung vorgelagerten, dem
Vormerkungsverfahren nach Â§ 149 Abs. 5 SGB VI Ã¤hnlichen Verfahren einzelne
Daten verbindlich festzustellen hat, die fÃ¼r die Feststellung der Rangstelle und
des Wertes der Rente oder diesbezÃ¼gliche Anwartschaften durch den
RentenversicherungstrÃ¤ger von Bedeutung sein kÃ¶nnen. Dies sind nur Daten
Ã¼ber Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Versorgungssystem, die HÃ¶he des aus
der vom Versorgungssystem erfassten BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit tatsÃ¤chlich
erzielten Arbeitsentgelts oder Arbeitseinkommens, die tatsÃ¤chlichen
Voraussetzungen dafÃ¼r, ob die Anwendung einer niedrigeren als der allgemeinen
Beitragsbemessungsgrenze in Betracht kommt (Â§Â§ 6 und 7 AAÃ�G) und in den
FÃ¤llen des Â§ 8 Abs. 1 Satz 3 AAÃ�G die Feststellung von Arbeitsausfalltagen.

Diese Daten hat die Beklagte in den bestandskrÃ¤ftigen Bescheiden vom 10. April
1995 und vom 19. Oktober 1996 festgestellt.

Dagegen fÃ¤llt es nicht in die ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten, die RentenhÃ¶he zur
ermitteln und dem KlÃ¤ger gegebenenfalls eine hÃ¶here Rente aufgrund der
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festgestellten Zeiten zu gewÃ¤hren. Diese Entscheidung trifft der
RentenversicherungstrÃ¤ger in alleiniger Kompetenz, was dem KlÃ¤ger bereits
mehrfach mitgeteilt worden ist (vgl. hierzu auch BSG, Urteil vom 20. Dezember
2001, B 4 RA 6/01 R, SozR 3-8570 Â§ 8 Nr. 7). Sofern der KlÃ¤ger also die HÃ¶he
der ihm gewÃ¤hrten Rente Ã¼berprÃ¼ft sehen will, muss er sich unmittelbar an die
Deutsche Rentenversicherung Bund (frÃ¼her: Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r
Angestellte) als RentenversicherungstrÃ¤ger wenden.

Soweit der KlÃ¤ger eine Ã�nderung der bestandskrÃ¤ftigen Bescheide vom 10. April
1995 und vom 19. Oktober 1996 begehrt, ist seine Klage, wie das Sozialgericht
ebenfalls zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, unbegrÃ¼ndet. Dies ergibt sich schon aus
dem im angefochtenen Bescheid und im Widerspruchsbescheid zitierten einfachen
Recht, nÃ¤mlich aus Art. 11 des zweiten AAÃ�G-Ã�nderungsgesetzes. Dieser lautet:
Ã�berfÃ¼hrungsbescheide nach Â§ 8 des Anspruchs- und
AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetzes, Rentenbescheide nach Â§ 307b des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und Bescheide des VersorgungstrÃ¤gers oder
des TrÃ¤gers der Rentenversicherung/Ã�berleitungsanstalt Sozialversicherung nach
den Â§Â§ 4, 10 und 11 des Anspruchs- und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetzes,
die am 28. April 1999 unanfechtbar waren, kÃ¶nnen, soweit sie auf einer
Rechtsnorm beruhen, die nach dem Erlass dieser Bescheide fÃ¼r mit dem
Grundgesetz unvereinbar oder nichtig erklÃ¤rt worden ist, nur mit Wirkung fÃ¼r die
Zeit nach dem 30. April 1999 nach Â§ 44 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch
zurÃ¼ckgenommen werden.

Mit dieser Regelung hat der Gesetzgeber keinen zwingenden Weg beschritten, aber
einen solchen, der ihm vom Bundesverfassungsgericht in seinem auch vom KlÃ¤ger
zitierten Urteil vom 28. April 1999 (BVerfGE 100, 138 [195]) geebnet worden ist:
Das Gericht hat ausdrÃ¼cklich den Umfang der Nichtigkeit und Rechtsfolgen
dahingehend bestimmt, dass von Verfassungs wegen die im Zeitpunkt der
Bekanntgabe dieser Entscheidung bereits bestandskrÃ¤ftigen Bescheide von der
Entscheidung fÃ¼r die Zeit vor ihrer Bekanntgabe unberÃ¼hrt bleiben (vgl. hierzu
BSG, Urteil vom 20. Dezember 2001, B 4 RA 6/01 R, a.a.O.).

Zu Recht hat daher die Beklagte die Ã�nderung der Ã�berfÃ¼hrungsbescheide vom
10. April 1995 und vom 19. Oktober 1996 abgelehnt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG. GrÃ¼nde fÃ¼r die
Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 20.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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